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1 Glossar 

Bois Noir 
Candidatus Phytoplasma solani, auf Deutsch: Schwarzholzkrankheit der 
Rebe. 

EPSD 

Eidgenössischer Pflanzenschutzdienst, setzt sich aus Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Bundesamts für Landwirtschaft (BLW) und des Bundesamts 
für Umwelt (BAFU) zusammen. Einheiten aus dem Bereich 
Pflanzengesundheit / Pflanzenschutz von Agroscope und der WSL gehören 
ebenfalls zum EPSD. 

EPSD-BLW Fachbereich Pflanzengesundheit, Bundesamt für Landwirtschaft. 

Flavescence dorée 
Flavescence dorée der Rebe oder Grapevine flavescence dorée 
phytoplasma (synonyme Bezeichnung: Candidatus Phytoplasma vitis), auf 
Deutsch: Goldgelbe Vergilbung. 

Gebiet mit geringer 
Prävalenz 

Vom Kantonalen Pflanzenschutzdienst in Absprache mit dem BLW 
ausgeschiedene Gebiete, in denen die Häufigkeit des Auftretens von Bois 
Noir auf Wirtspflanzen (Vitis sp.) (Prävalenz) geringgehalten werden soll.  

Kanton Zuständiger kantonaler Dienst. 

PGesV Pflanzengesundheitsverordnung vom 31. Oktober 2018 (SR 916.20). 

PGesV-WBF-UVEK 
Verordnung des WBF und des UVEK vom 14. November 2019 zur 
Pflanzengesundheitsverordnung (SR 916.201). 

Rebparzelle 
Parzelle, die teilweise oder ganz mit Vitis sp. für die Traubenproduktion 
bepflanzt ist. 

Scaphoideus titanus Vektor der Flavescence dorée. 

Wirtspflanzen Vitis sp. 

 

2 Zweck und Geltungsbereich 

2.1 Empfänger 

Die vorliegende Richtlinie richtet sich an die kantonalen Pflanzenschutzdienste und die Mitarbeitenden 

des Bundesamts für Landwirtschaft (BLW). 

2.2 Ziele 

1 Diese Richtlinie gewährleistet in Bezug auf Bois Noir und Flavescence dorée (Grapevine flavescence 

dorée phytoplasma) einen einheitlichen Vollzug und verbessert die Rechtssicherheit.  

2 Sie erläutert und präzisiert die gegen Bois Noir zu ergreifenden Massnahmen. Ziel ist es, die 

Bekämpfung des Quarantäneorganismus Grapevine flavescence dorée phytoplasma zu erleichtern, da 

die visuellen Symptome dieser beiden Vergilbungskrankheiten identisch sind. 

2.3 Rechtsgrundlagen 

1 Verordnung vom 31. Oktober 2018 über den Schutz von Pflanzen vor besonders gefährlichen 
Schadorganismen (Pflanzengesundheitsverordnung, PGesV; SR 916.20), insbesondere Artikel 29b. 
 
2 Verordnung des WBF und des UVEK vom 14. November 2019 zur Pflanzengesundheitsverordnung 
(PGesV-WBF-UVEK; SR 916.201), insbesondere Artikel 6a. 
 
3 Die Bestimmungen nach diesen Verordnungen bleiben vorbehalten. 
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2.4 Grundprinzipien 

1 Beim Ergreifen von Massnahmen gegen Bois Noir müssen wie bei der Rechtssetzung die Grundsätze 

des rechtsstaatlichen Handelns gemäss Bundesverfassung beachtet werden. Eine Zusammenfassung 

befindet sich in Anhang 1. 

2 Wird bei der Bekämpfung von Bois Noir ein Befall durch Flavescence dorée festgestellt, sind vorrangig 

die in der Richtlinie Nr. 9 des BLW zur Überwachung und Bekämpfung der Flavescence dorée der Rebe 

(Grapevine flavescence dorée phytoplasma) beschriebenen Bekämpfungsmassnahmen zu ergreifen. 

Die Massnahmen für die Bekämpfung von Bois Noir sind zweitrangig. 

3 Massnahmen und Verantwortlichkeiten in Bezug 
auf Gebiete ohne besonderen Status 

1 Ausserhalb von «Gebieten mit geringer Prävalenz» (vgl. Ziff. 4.1) ist Bois Noir weder melde- noch 

bekämpfungspflichtig. 

2 Für die im Rahmen des Pflanzenpasses zugelassenen Betriebe (z. B. Rebschulen) und die Produktion 

sowie das Inverkehrbringen von Pflanzgut von Wirtspflanzen gelten unterschiedliche Bestimmungen 

hinsichtlich des Pflanzenpasses, die in der PGesV und der PGesV-WBF-UVEK festgelegt sind 

(Bestimmungen für geregelte Nicht-Quarantäneorganismen). Der EPSD ist für die Kontrolle und den 

Vollzug der Massnahmen auf Parzellen zuständig, die von einem für die Ausstellung von 

Pflanzenpässen zugelassenen Betrieb registriert wurden. Für andere Parzellen desselben Betriebes ist 

der entsprechende kantonale Dienst zuständig. 

4 Massnahmen und Verantwortlichkeiten in Bezug 
auf Gebiete mit geringer Prävalenz 

4.1 Ausscheidung, Anpassung und Aufhebung von Gebieten mit geringer 
Prävalenz 

1 Die kantonalen Pflanzenschutzdienste können «Gebiete mit geringer Prävalenz» entsprechend den 

kantonalen Gegebenheiten und in Absprache mit dem EPSD-BLW (vgl. Abs. 2) mittels einer 

Allgemeinverfügung ausscheiden (zum Verfahren vgl. Anhang 2). Bei der Wahl der Standorte und der 

Ermessung der Grösse dieser Gebiete sind die in Anhang 1 aufgeführten Grundprinzipien sowie 

folgende Vorgaben zu beachten: 

a. «Gebiete mit geringer Prävalenz» dürfen nur dort ausgeschieden werden, wo sie für das 

Erreichen des angestrebten Zieles (= die Bekämpfung von Flavescence dorée zu erleichtern) 

notwendig sind. Dabei ist auch abzuwägen, ob es im auszuscheidenden Gebiet genügend 

Bewirtschaftende von Wirtspflanzen (Vitis sp.) gibt, die die Massnahmen unterstützen 

können/werden und ihre Pflichten (d. h. die Eigenverantwortung) wahrnehmen, um das Ziel zu 

erreichen. Zudem muss eine Absprache mit den regionalen Branchenorganisationen stattfinden. 

b. «Gebiete mit geringer Prävalenz» müssen eine Grösse aufweisen, die für das Erreichen des 

angestrebten Zieles (= die Bekämpfung von Flavescence dorée zu erleichtern) geeignet und 

notwendig ist.  

c. «Gebiete mit geringer Prävalenz» müssen nach Möglichkeit auf regionaler Ebene ausgeschieden 

werden, d. h. ganze Gemeinden, Regionen oder das gesamte Kantonsgebiet umfassen. 

2 Die Kantone melden dem EPSD-BLW per E-Mail die auszuscheidenden «Gebiete mit geringer 

Prävalenz» vor deren Publikation und der rechtskräftigen Ausscheidung mit Hilfe von entsprechendem 

Kartenmaterial (GIS). 

3 Nach erfolgter Genehmigung der auszuscheidenden «Gebiete mit geringer Prävalenz» durch den 

EPSD-BLW informieren die Kantone den betroffenen Personenkreis auf geeignete Weise (mindestens 
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im Amtsblatt) über die geplante Ausscheidung (bzw. Anpassung oder Aufhebung) dieser Gebiete sowie 

über die dort geltenden Pflichten. 

4 Die Kantone stellen dem betroffenen Personenkreis ein Merkblatt zu den Pflichten in den «Gebieten 

mit geringer Prävalenz» zur Verfügung und stellen sicher, dass die Betroffenen auf das entsprechende 

geeignete Kartenmaterial (GIS) zugreifen können. 

4.2 Bekämpfungsmassnahmen 

1 Besteht der Verdacht auf Bois Noir, sendet der Kanton eine Probe an das Labor von Agroscope. 

Besteht bei mehreren Rebstöcken innerhalb einer Parzelle der Verdacht auf Bois Noir, können von bis 

zu 5 Rebstöcken insgesamt 5 Proben entnommen und zu einer Sammelprobe zusammengeführt 

werden (1 Sammelprobe = 5 Proben von bis zu 5 verschiedenen Rebstöcken). Der Kanton kann die 

Probenahme an die Bewirtschaftenden, Eigentümerinnen und Eigentümer oder an beauftragte Dritte 

delegieren. 

2 Wird bei der Labordiagnose Flavescence dorée anstatt oder zusätzlich zu Bois Noir festgestellt, 

müssen Massnahmen nach Richtlinie Nr. 9 des BLW umgesetzt werden. 

3 Wird der Befall mit Bois Noir in «Gebieten mit geringer Prävalenz» festgestellt, ist die Entfernung und 

sachgerechte Vernichtung der befallenen Pflanzen durch die Bewirtschaftenden der Wirtspflanzen bis 

zum 31. März des Folgejahres durchzuführen. 

4 Der Kanton kann die Bekämpfung (d. h. die Entfernung befallener Pflanzen) nötigenfalls per Verfügung 

anordnen. Alternativ kann er das «Gebiet mit geringer Prävalenz» anpassen oder aufheben, wenn die 

Bewirtschaftenden von Wirtspflanzen ihre Pflichten nicht erfüllen. 

4.3 Kontrolle der Einhaltung der Pflichten durch die Kantone 

1 Der kantonale Pflanzenschutzdienst kontrolliert die Einhaltung der oben beschriebenen Pflichten 

innerhalb der «Gebiete mit geringer Prävalenz» stichprobenartig und risikobasiert. Zu diesen Kontrollen 

gehören namentlich: 

a. Durchführung von stichprobenartigen und risikobasierten visuellen Kontrollen. Diese können an 

Dritte (z. B. Kontrolleurinnen und Kontrolleure von Gemeinden) delegiert werden, wenn deren 

Aus- und Weiterbildung in Bezug auf die Erkennung von Bois Noir durch den Kanton 

gewährleistet wird; 

b. Aufzeichnung von Meldungen über den Befall mit Bois Noir; 

c. Abklärungen vor Ort bei Verdacht, dass Massnahmen nicht umgesetzt werden. 

2 Falls Bewirtschaftende von befallenen Wirtspflanzen die Bekämpfungsmassnahmen nicht gemäss 

dieser Richtlinie durchführen, kann der Kanton diese nötigenfalls per Verfügung anordnen. Alternativ 

kann er das «Gebiet mit geringer Prävalenz» anpassen oder aufheben, wenn die Bewirtschaftenden 

von Wirtspflanzen ihre Pflichten nicht erfüllen. 

5 Finanzierung 

Die Kantone tragen die Kosten für die Umsetzung der in dieser Richtlinie vorgesehenen Massnahmen 

selbst. Im Rahmen dieser Richtlinie beteiligt sich das BLW nicht an den Kosten, die den Kantonen durch 

die Umsetzung dieser Massnahmen entstehen. Der Bund beteiligt sich auch nicht an Abfindungen, die 

die Kantone den Eigentümerinnen oder Eigentümer von Wirtspflanzen in «Gebieten mit geringer 

Prävalenz» gewähren (d. h. keine finanzielle Beteiligung des Bundes an diesen Abfindungen). 

6 Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am 01.05.2026 in Kraft. 
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30.04.2026 Bundesamt für Landwirtschaft BLW 

 

 sig. Gabriele Schachermayr 

 Vizedirektorin 
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Anhang 1: Grundprinzipien beim Ergreifen von Massnahmen gegen 
Bois Noir 

 

Gesetzmässigkeit 

Aufgrund des Legalitätsprinzips bedarf jedes staatliche Handeln einer gesetzlichen Grundlage (vgl. 

Art. 5 Abs. 1 BV). Die Verwaltung ist an das Gesetz gebunden. 

Öffentliches Interesse 

Staatliches Handeln muss im öffentlichen Interesse liegen (Art. 5 Abs. 2 BV). Dabei ist das 

öffentliche Interesse im Rechtssinn massgebend. Also nur Interessen, die erheblich und im Recht 

niedergelegt sind (≠ öffentliche Meinung). 

Verhältnismässigkeit 

Ein Verwaltungseingriff muss in Bezug auf das angestrebte Ziel stets angemessen sein (Art. 5 

Abs. 2 BV). Er muss geeignet, erforderlich und zumutbar sein: 

• Eignung: Eine staatliche Massnahme muss geeignet sein, das im öffentlichen Interesse 

liegende Ziel tatsächlich zu erreichen. 

• Erforderlichkeit: Der Eingriff darf in sachlicher, räumlicher und personeller Hinsicht nicht über 

das Notwendige hinausgehen. Eine Massnahme hat zu unterbleiben, falls ein geeigneter, 

milderer Eingriff möglich wäre. 

• Zumutbarkeit: Die Massnahme muss durch ein überwiegendes öffentliches Interesse 

gerechtfertigt sein. Es braucht eine Mittel-Zweck-Relation. Für die Bestimmung der 

Zumutbarkeit bedarf es einer Interessenabwägung zwischen dem öffentlichen und dem 

privaten Interesse. Ist der Eingriff zu stark, ist die Massnahme nicht zumutbar. 

Rechtsgleichheit und Willkürverbot 

Ein staatlicher Eingriff muss den Anspruch der Bürgerinnen und Bürger auf Gleichbehandlung und 

das Recht auf Ungleichbehandlung (Differenzierung) beachten. Die Massnahme darf dabei nicht 

willkürlich sein, d. h. nicht grob und offenkundig unrichtig sein. 

Treu und Glauben 

Der Grundsatz von Treu und Glauben (Art. 5 Abs. 3 BV) gilt zwischen Staat und Bürgerinnen bzw. 

Bürgern, unter Bürgerinnen und Bürgern sowie zwischen Behörden. Mit dem Vertrauensprinzip 

werden Privatpersonen im berechtigten Vertrauen in behördliche Zusicherungen oder in ein anderes 

Verhalten geschützt. Es kann dazu führen, dass Recht nicht durchgesetzt wird, weil das Vertrauen 

in eine behördliche Auskunft höher gewichtet wird. 

 

Die Kantone dürfen in Bezug auf Bois Noir keine Bestimmungen erlassen, da die 

Regelungskompetenz für diesen Schadorganismus gemäss Landwirtschaftsgesetz (Art. 149 Abs. 2 

LwG) beim Bund liegt. 
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Anhang 2: Ablauf der Ausscheidung eines «Gebietes 
mit geringer Prävalenz» 

 

 

 

 

 

 

Prüfung und Bestätigung durch den 

EPSD-BLW per E-Mail 

Kantonale Allgemeinverfügung zur 

Ausscheidung des Gebiets sowie parallel 

dazu Merkblatt zu den Rechten und Pflichten 

für die betroffenen Kreise erstellen 

Verfügung veröffentlichen 

Gehen innerhalb der Frist keine Einsprachen 

ein, die betroffenen Kreise mit dem Merkblatt 

und ggf. an Veranstaltungen informieren 

Vorschlag für die Abgrenzung des Gebiets 

mit geringer Prävalenz ausarbeiten durch 

den Kanton in Absprache mit den 

Fachstellen Weinbau und der regionalen 

Branche 

Gebiet in GIS zeichnen 

Gebiet als GIS-Datei und zusätzlich als PDF 

per E-Mail an den EPSD-BLW schicken mit 

Bitte um Prüfung und Genehmigung 

Ersuchen um Anpassung des vom 

EPSD-BLW auszuscheidenden 

Gebietes 


